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AbschlussderVerhandlungenmitdenstädtischenAngestellten.
Die mit demVorbandeder städtischenAngestellten

undder Gewerkschaftder Angestelltender städtischenUnternchmungenseit
längerer Zeit : geführtenVerhandlungenhabennunmehrzu einemeinver¬
nehmlichenAbschlussgeführt .Durchdie bekanntenMassnahmendesBundos ,
die der GemeindeWieneinen erheblichen Teil ihrer Einnahmenentzogen ,
unddurchdie AuswirkungenderWirtschaftskrisewardieGemeindeverwaltung
gezwungen ,weitereeinschneidendeEnsparungenimPersonalaufwanddurch¬
zuführen . Eshat sich die Notwendigkeit ergeben ,die Aktiv - undPonsions¬
bezüge der Angestellten des Magistrates und der Lehrpersonen ,ebenso wiedas

Ponsionsrochb ,an dio Desceldungs -und Dienstrechtsverhältnisse der Bundes¬
angestellten anzugleichen ,Durchdie vereinbarten Massnahmenwirddiese
Angleichung ,wenn auch das Gehaltsschoma der Gemeindeangestellten bei¬
bchaltenwird ,imGeldaufwandherbeigeführt .DieBezügeder aktivenAngestel
ten und Lehrpersonenund der Pensionspartei en werdenab 1 .Jänner 1934um
10 ' 7Prozent gekürzt .Da im Juli 1933 neben der Streichung der beidenSon¬
derzahlungen eine ' 2prozentige Kürzung durchgeführt wordenwar,handelt
es sich mithinab 1 .Jänner1934umeine weitereBezugskürzungvon ' 5

Prozent .
DasPensionsrechtderGemeindeangestelltenwirdzurGänzeandasPensionsrechtdesBundesangeglichen.EswirddaherdiePen¬

sionsbemessungsgrundlagevon 85 Prozent auf 7813Prozentherabgesctht .
Die Angleichung der Witwenpensionen ,die besonders stark auswirkenwürden ,
wirddurcheine Uebergangsklauselgemildert .DieMonatsbezügevonaktiven
Angestellten bleiben bis zu 200 Schilling ungekürzt .Pensionsbezügo sind
bei Familienerhaltern bis 170Schilling,bei Pensionsparteionbis100
Schilling kürzungsfrei .Im Zuge der Angleichung werden die Kinderzuschüsse
auf die Höheder Kinderzulagendes Bundesgebracht .Hinsichtlich derNeber
bezügewird eine weitere Kürzungum6 Prozent vorgenommen,so dass sicho¬
Gesamtkürzungsprozent von 16 ergibt .Die Bezüge der Beanten der städti¬
achenUnternchmungen,die infolge der achtstündigenArbeitszeit höhersind
werden darüber hinaus um weitere ' 1Prozent gekürzt,um 216 Prozent beim
Schemaund um ' 5Prozent durch AufhebungderVerwendungszulagen .

e Kürzung der Bezüge ist mit 31 . Dezomber1935befristet ,
wobei in derSchenzeit beiden Verhandlungsteilan das BegohronnachAuf

ASbcubestimnungen :bis 30 .Juni1934me von Verhemzlungenfreisteht .Die wordon- ¬
verlängert und einige Dienstrechtsbestimmungen für einzelne Angestellten - ¬
gruppengeändert .

In den Schlussverhandlungenwies derPersonalreferent
arafStadtratSpeisor ,derdievielwöchentlichenVerhandlungengeleitetflätte

hin ,dass Personalmassnahmeneinen Toil jener Massnahmenbilden ,durch
die nicht nur die Ordnungim Gemeindchaushalthergestellt ,sondern auchdi
FürsorgeeinrichtungenaufrechterhaltenundArbeitsvergebungenauchinder
jetzigen sheweren Zeit gesichert werden können .Er gab der Genugtuung da¬
rüber Ausdruck ,dass os gelungen sei ,eine einvernehmliche Lösungdieser

schwisigenFragezufinden.
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